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Beschlussvorlage 
 
 
Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes zum Abschluss der 
gliedkirchlichen Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen 
Fällen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg 
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Anlage(n):  
2020-12-24_Anlage  zur Vorlage+QS_Entwurf Kirchengesetz_ohne Begründung 
2020-09-24_Anlage 2_ Kirchengesetz samt Anlage 
2020-09-24_Anlage 3_ Anschreiben EKD 
 
Beschluss: 
 
Das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes zum Abschluss der gliedkirchli-
chen Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über die lan-
deskirchlichen Grenzen hinweg wird beschlossen.  
 
Begründung/Gegenstand der Beratung: 
 
Die Landessynode hat 2007 das Kirchengesetz zum Abschluss der gliedkirchlichen 
Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirch-
lichen Grenzen hinweg beschlossen und damit der dem Gesetz als Anlage beigefügten 
gliedkirchlichen Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen zu-
gestimmt (Anlage 2 Kirchengesetz samt Anlage). 
 
Zu 1.: 
Die Anlage zu dem Gesetz ist die Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in be-
sonderen Fällen vom 7. Dezember 2005 (ABl. EKD 2005, S. 571). Inhaltlich geht es um 
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die Regelungen zum Erwerb in einer Kirchengemeinde, die nicht die Wohnsitzkirchen-
gemeinde ist, oder das Fortsetzen der Kirchenmitgliedschaft zu der bisherigen Kirchen-
gemeinde bei einem Wohnsitzwechsel, jeweils über landeskirchliche Grenzen hinweg.  
 
Die Einfügung der Sätze 2 und 3 in Artikel 1 des Gesetzes entspricht den Forderungen 
nach leichtem Gepäck: Mit der Einfügung der Ermächtigung soll die Kirchenleitung nach 
vorheriger Zustimmung sowohl des Ständigen Ausschusses für Kirchenordnung und 
Rechtsfragen als auch des Ständigen Innerkirchlichen Ausschusses, wenn die Bedeu-
tung der Sache nicht der Beschlussfassung der Landessynode entspricht, einer Ände-
rung der Anlage, ohne die Landessynode mit der Änderung zu befassen, zustimmen 
können. Der Beschluss zur Änderung der Anlage muss im Kirchlichen Amtsblatt veröf-
fentlicht werden. 
 
 
Zu 2.: 
In der Anlage zum Gesetz wird u. a. der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft in einer ande-
ren Kirchengemeinde als der Wohnsitzkirchengemeinde und das Fortsetzen der Kir-
chenmitgliedschaft zur bisherigen Kirchengemeinde bei Verlegung des Wohnsitzes je-
weils über landeskirchliche Grenzen hinweg geregelt.  
 
Über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft entscheiden die 
nach gliedkirchlichem Recht zuständigen Stellen der Gliedkirche, in der die Kirchenmit-
gliedschaft erworben oder fortgesetzt werden soll. Das Verfahren sieht vor der Ände-
rung vor, dass in beiden Fällen (also dem Erwerb der Kirchenmitgliedschaft in einer an-
deren Kirchengemeinde als der Wohnsitzkirchengemeinde und dem Fortsetzen der Kir-
chenmitgliedschaft zur bisherigen Kirchengemeinde bei Verlegung des Wohnsitzes) vor 
der Entscheidung das zuständige Organ der Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu hö-
ren ist.  
 
Die Dauer des Verfahrens ist vor allem wegen des Anhörungsverfahrens lang. In der 
Praxis gibt es auch zwischen einzelnen Landeskirchen bilaterale Absprachen, auf das 
Anhörungsrecht der Wohnsitzkirchengemeinde zu verzichten. 
 
Aus Gründen der Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung wurde daher im Ver-
fahren vorgeschlagen, auf das Anhörungsrecht der abgebenden Kirchengemeinde 
komplett zu verzichten. Als Argument für die Beibehaltung des Anhörungsverfahrens 
wurde vorgebracht, die Wohnsitzkirchengemeinde könnte im Anhörungsverfahren von 
den Gründen des Gemeindemitglieds erfahren. Daher wird das Anhörungsverfahren 
durch ein Informationsverfahren ersetzt. Die Referentenkonferenz für Datenschutz, 
Meldewesen und Kirchenmitgliedschaftsrecht hat die Änderung beraten und im März 
wurde der Entwurf bei der Tagung der Leitenden Juristen vorgestellt. 
 
Inhaltlich wird das Anhörungsverfahren durch ein Informationsverfahren ersetzt.  § 3 
Absatz 3 Satz 2 der Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
vom 7.12.2005 (ABl. EKD S. 571) lautet dann „Die Kirchengemeinde des Wohnsitzes 
wird über den Antragseingang unverzüglich informiert.“ (anstatt „Vor der Entscheidung 
ist das zuständige Organ der Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu hören.“). 
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Im Übrigen bleibt die Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
über landeskirchliche Grenzen hinweg unberührt. Insbesondere wird die Verpflichtung, 
nach der Entscheidung sowohl den Antragsteller als auch die Wohnsitzkirchengemein-
de schriftlich zu informieren, durch die Änderung nicht berührt. 
 
Auch innerhalb der Evangelischen Kirche im Rheinland (Gemeindezugehörigkeitsge-
setz) wurde das Verfahren bei Erwerb bzw. Fortsetzen der Kirchenmitgliedschaft zu 
einer anderen Kirchengemeinde als der Wohnsitzkirchengemeinde verschlankt; insbe-
sondere auf eine Anhörung wurde in dem neu gefassten Gesetz vom 12. Januar 2018 
verzichtet.  
 
Die Evangelische Kirche in Deutschland hat daher unter anderem die Evangelische Kir-
che im Rheinland mit der Bitte um die Zeichnung der Änderungsvereinbarung ange-
schrieben (Anlage 3).  
 
 
Das Kirchengesetz zum Abschluss der gliedkirchlichen Vereinbarung über die Kirchen-
mitgliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg wurde 
aufgrund von Artikel 13 Absatz 3 Kirchenordnung beschlossen. Denn nach diesem Arti-
kel kann die Gemeindezugehörigkeit auch zu einer anderen Kirchengemeinde als der 
Wohnsitzkirchengemeinde begründet werden. Nach Artikel 13 Absatz 3 Satz 2 KO re-
gelt das Nähere ein Kirchengesetz.  
 
Aus diesem Grund muss auch die Veränderung durch Kirchengesetz geregelt werden.  
 
 
Kommunikation der Entscheidung: 
Veröffentlichung im Amtsblatt. Rücksendung der Vereinbarung an die EKD. 
 
Auswirkungen auf Kirchengemeinden und Kirchenkreise: 
Änderung im Verfahren: Aufgabe der Anhörung der Wohnsitzkirchengemeinde; jetzt 
(unverzügliche) Information bei Eingang des Antrags.  
 
























